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2. bei Organen der staatlichen Verwaltung und deren 
Einrichtungen auszubuchen und aus der Ver­
mögensrechnung auszusondern;

3. bei Betrieben der volkseigenen Wirtschaft zu Lasten 
des übrigen Ergebnisses auszubuchen. Die aus­
gebuchten Beträge sind beim Nachweis der Erfül­
lung des Finanzplanes und zum Zwecke der 
Berechnung der Zuführungen zum Betriebs­
prämienfonds zu eliminieren.

Zu §§ 12 und 13 des Gesetzes:
§ 8

(1) Das Entschädigungsverfahren wird ohne Antrag 
des Entschädigungsberechtigten durchgeführt. Über den 
Entschädigungsanspruch entscheidet der Leiter der Ab­
teilung Finanzen des Rates des Kreises nach vorheriger 
Beratung in der Entschädigungskommission. Zuständig 
ist der Rat des Kreises, in dessen Bereich die In­
anspruchnahme erfolgt ist.

(2) Im Entschädigungsverfahren wird der Entschädi­
gungsanspruch der Mit- oder Gesamthandseigentümer 
als ein gemeinsamer Entschädigungsanspruch be­
handelt.

(3) Die für die Feststellung des Entschädigungs­
anspruches dem Grunde und der Höhe nach erforder­
lichen Unterlagen sind durch den Rat des Kreises, Ab­
teilung Finanzen, vom Entschädigungsberechtigten oder 
von dem Verwalter seiner Vermögenswerte oder von 
den Organen der staatlichen Verwaltung anzufordern.

(4) Für die Feststellung der Entschädigung sollen der 
Inanspruchnahmebescheid, ein Grundbuchauszug und 
die für die Feststellung des Bodenwertes erforderlichen 
Unterlagen vorliegen.

§ 9
Entschädigungsberechtigte Bürger der Deutschen 

Demokratischen Republik, die verhindert sind, an der 
Beratung in der Kommission teilzunehmen, können sich 
vertreten lassen. Entschädigungsberechtigte, die nicht 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik sind, 
werden durch die Verwalter ihrer Vermögenswerte 
vertreten.

§ 10
Aus dem Feststellungsbescheid müssen die bisher 

dinglich gesicherten Rechte Dritter am Grundstück 
hervorgehen.

§ 11
Die Entschädigung ist endgültig festgestellt, wenn der 

Entschädigungsberechtigte auf das Rechtsmittel ver­
zichtet bzw. die Rechtsmittelfrist abgelaufen oder über 
die Beschwerde bzw. den Einspruch entschieden ist.

Zu § 14 des Gesetzes:
§ 12

(1) Das Auszahlungsverfahren beginnt nach endgül­
tiger Feststellung der Entschädigung und dem Nach­
weis der Einzelansprüche.

(2) Einzelansprüche liegen vor, wenn

1. an der Entschädigung keine bisher dinglich ge­
sicherten Rechte Dritter bestehen, für
a) den Alleineigentümer;
b) die Miteigentümer entsprechend ihrem Mit­

eigentumsanteil ;
c) die Gesamthandsgemeinschaft 
oder

2. bisher dinglich gesicherte Rechte Dritter bestehen, 
aber alle an der Entschädigung berechtigten Per­
sonen sich über die Höhe ihrer einzelnen An­
sprüche bis zur endgültigen Feststellung der Ent­
schädigung durch schriftliche Vereinbarung mit 
notariell beglaubigter Unterschrift oder gericht­
lichen Vergleich auseinandergesetzt haben oder 
diese Auseinandersetzung durch eine gerichtliche 
Entscheidung bzw. ein gerichtliches Verteilungsver­
fahren nachweisen, für
a) die Berechtigten gemäß Ziff. 1 Buchstaben a 

bis c;
b) die einzelnen Gläubiger, deren dingliche Rechte 

erloschen sind.
Die Auseinandersetzung ist dem Rat des Kreises, Ab­
teilung Finanzen, nachzuweisen.

§ 13
(1) Für Einzelansprüche begründet die für den Rat 

des Kreises zuständige Schuldbuchstelle auf Antrag des 
Rates des Kreises, Abteilung Finanzen, eine Einzel­
schuldbuchforderung. Für Einzelansprüche bis zu 
10 000 DM, die Bürgern der Deutschen Demokratischen 
Republik zustehen, wird ein Sparguthaben begründet.

(2) Mehrere Einzelansprüche eines Berechtigten kön­
nen von den Organen der staatlichen Verwaltung zu 
einem Einzelanspruch zusammengefaßt werden.

(3) Vor Erlaß des Entschädigungsgesetzes geleistete 
Entschädigungszahlungen sowie Härteausgleichzahlun­
gen gemäß § 9 der Durchführungsverordnung vom 
7. Juni 1951 zum Aufbaugesetz (GBl. S. 552), die mit 
dem Wert des Grundstücks Zusammenhängen, sind vor 
der Begründung der Einzelschuldbuchforderung bzw. 
des Sparguthabens als Vorabzahlungen vom Einzel­
anspruch abzusetzen.

(4) Folgende Ansprüche der Räte der Kreise bzw. 
Gemeinden werden vor Begründung der Einzelschuld­
buchforderung bzw. des Sparguthabens befriedigt:

a) Einkommensteuer auf die gutgeschriebenen Zin­
sen für die Zeit von der Inanspruchnahme des 
Grundstücks bis zur Feststellung der Entschädi­
gungsforderung;

b) Einkommensteuer auf den sich durch die Fest­
stellung der Entschädigungsforderung ergebenden 
V eräußerungsgewinn;

c) Steuerrückstände, die mit den in Anspruch ge­
nommenen Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten oder mit dinglich gesicherten Rechten 
(z. B. Hypothekenforderungen), die aus der Ent­
schädigung befriedigt werden, im Zusammenhang 
stehen.

§ 14
(1) Liegen die Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 nicht 

vor, begründet die für den Rat des Kreises zuständige 
Schuldbuchstelle auf Antrag des Rates des Kreises, Ab­
teilung Finanzen, in Höhe des Entschädigungsanspru­
ches für den Entschädigungsberechtigten eine Einzel­
schuldbuchforderung mit besonderen Vermerken. Dem 
Antrag ist eine Ausfertigung des Feststellungsbeschei­
des beizufügen.

(2) Als besondere Vermerke sind die aus dem Fest­
stellungsbescheid hervorgehenden Rechte Dritter an der 
Entschädigung als Beschränkung des Gläubigerrechts 
gemäß § 5 der Ersten Durchführungsbestimmung vom


